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Die strukturelle Unterfi nanzierung der Deutschen Welle beschäftigte  auch den Deutschen Kulturrat
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Reifezeit für die 
Kulturwirtschaft
Wo steht der Kunstmarkt heute?

KRISTIAN JARMUSCHEK UND 
BIRGIT MARIA STURM

W ir schreiben diesen Bei-
trag kurz vor der Erö! -
nung der Kunstmesse 
Art Cologne, die nach 

zweieinhalb Jahren endlich wieder 
stattfindet – nicht ohne Wermuts-
tropfen, denn die Pandemie hat sich 
zurückgemeldet. Wir befi nden uns in 
der vierten Welle und inmitten vieler 
Diskussionen, wie die Kultur ihre an-
gestammten und unverzichtbaren Orte 
mit Publikum weiterhin bespielen kann.
In Deutschland gibt es ein rundes Dut-
zend Kunstmessen und alle gründen 
auf Initiativen von Galeristen. Solche 
Kulturevents sind als ebenso kommuni-
kative wie wirtschaftliche Plattformen 

für die Marktakteure genauso wichtig 
wie für die Künstlerinnen und Künst-
ler. Davon konnte unser Verband die 
Kulturstaatsministerin und ihre Mitar-
beiter überzeugen. Mit dem E! ekt, dass 
sowohl die großen als auch die kleinen 
Kunstmessen im Herbst  bzw. Früh-
jahr  einen Zuschuss erhalten, so-
dass deren Aussteller erheblich weniger 
Standmieten zahlen müssen. Und die 
sind in der Regel beträchtlich.

Auch die Überbrückungs- und sons-
tigen Hilfen, die alle Unternehmen mit 
schweren Umsatzeinbrüchen beanspru-
chen konnten, waren hilfreich. Diese 
Einbrüche gab es im Kunstmarkt vor al-
lem in Galerien, die mit weniger markt-
starken oder renommierten Künstlern 
zusammenarbeiten. 

Geholfen wurde dem Kunstmarkt zu-
dem mit einer sehr spezifi schen Förde-
rung. Gleich zwei Mal konnten sich ein 
paar Hundert Galerien für die Finanzie-
rung von Projekten aus dem NEUSTART 
KULTUR-Programm bewerben. Etliche 
dieser Ausstellungen laufen derzeit 
noch. Und es wurden allerhand Pub-
likationen herausgegeben – sehr zur 
Freude der Künstlerinnen und Künst-
ler, für deren Karriere ein gedruckter 
Katalog ebenso bedeutend ist wie eine 
analoge Ausstellung. Denn die Objek-
te des Kunstmarkts sind Unikate und 
Originale. Kunstwerke sind deshalb nur 
bedingt digital rezipierbar oder zu ver-
mitteln – vom aktuellen Hype um NFT 
einmal abgesehen. 

Ohne diese Unterstützung hätten 
viele Galerien die Coronakrise kaum 
oder nur mit schweren Blessuren über-
lebt. Es ist mithin nicht zu den Insol-
venzen gekommen, die zu Beginn der 
Pandemie prognostiziert wurden. Ein 
»Galeriensterben« – das fand ein paar 
Jahre zuvor statt, unmittelbar nachdem 
 die ermäßigte Mehrwertsteuer für 
die gewerbliche Kunstvermarktung ab-
gescha! t worden war.

Monika Grütters hat auch an dieser 
Stelle einen Lichtblick hinterlassen, 
als sie im Mai dieses Jahres das Thema 
auf einer Kultusministerkonferenz in 
Brüssel aufs Tapet brachte und erklärte, 
dass es »der wirtschaftlichen Erholung 
nach der Pandemie Flügel verleihen 
würde, wenn für den gewerblichen 
Kunsthandel im europäischen Recht 

ermäßigte Mehrwertsteuersätze gelten 
würden«. 

An diese Initiative muss ihr(e) 
Nachfolger(in) anknüpfen. Potenzielle 
Aspiranten auf das Amt des Bundes-
kulturbeauftragten wissen um unser 
primäres Anliegen genau Bescheid: Wir 
wollen die ermäßigte Mehrwertsteuer 
wieder zurück. Auch die Künstler und 
ihre Verbände stehen hier solidarisch 
zu den Galerien. 

Die neue Bundesregierung wird sich 
verstärkt mit den klassischen und den 
neueren Sparten der Kultur- und Kre-
ativwirtschaft befassen müssen. Dafür 
wird unsere neue »Koalition für Kultur- 
und Kreativwirtschaft (kd)« sorgen: 
Die Zeit ist absolut reif für ein Empo-
werment der Kulturwirtschaft. 

Der Akzent liegt auf »Wirtschaft«. 
Denn professionelle Unternehmen – 
Verlage, Galerien, Labels, Agenturen, 
Veranstalter – ermöglichen Kultur auf 
eigenes wirtschaftliches Risiko. Ihre 
Akteure sind leidenschaftsgetriebene 
Macher, die innovative Formate und 
neue Talente entdecken, viel investie-
ren (nicht nur Geld!), den Künstlern 
durch den Markt Aufmerksamkeit und 
eine Existenzgrundlage verscha! en. 
Genau das wird von den Kunstpro-
duzierenden, die in der Regel selbst 
nicht über die notwendigen organisa-
torischen Strukturen und Netzwerke 
verfügen, auch erwartet.

Kulturunternehmer brauchen gute 
wirtschaftliche und rechtliche Rah-
menbedingungen, die agiles Arbeiten 
ermöglichen. Sie brauchen nicht per-
manent neue Gesetze, Verordnungen, 
Richtlinien und neue Abgaben, die ih-
ren Betrieb völlig überregulieren, ver-
rechtlichen und zum Erlahmen bringen. 
Das ist ein Riesenproblem für die mitt-
leren und vielen kleinen Unternehmen, 
von denen die Kulturwirtschaft geprägt 
ist: Ihre Zeit verheddert sich in Büro-
kratie. Der Kunstmarkt ist diesbezüg-
lich besonders leidgeprüft.

Weder die Kultur- noch die Wirt-
schaftspolitik hat bislang ermessen 
oder gewürdigt, welch hohes Poten-
zial in der Kulturwirtschaft steckt: als 
Standortfaktor und Synergienspreader, 
als Innovationstreiber und internatio-
nales Aushängeschild, als Arbeitsmarkt 
und – heute wichtiger denn je – für die 
soziale Befriedung der Gesellschaft.

Das alles sind triftige Gründe, war-
um wir künftig mehr Austausch, Kom-
munikation und O! enheit von den Ent-
scheidern in der Politik erwarten. An-
gela Merkel hat im April dieses Jahres 
gezeigt, wie Kulturdialog geht: einfach 
die Producer und ihre Vermarkter mal 
am Bildschirm zusammentrommeln. 
Zuhören und nachfragen. Sich ernst-
haft dafür interessieren, wie der Kul-
turbetrieb in seiner fabelhaften Vielfalt 
eigentlich funktioniert. 

Die Zeit ist auch reif, an die Kon-
sumenten zu denken. Also an alle, die 
ins Kino gehen, Bücher lesen, Kunst 
kaufen, Konzerte besuchen und damit 
ihre Wertschätzung für Kultur zum 
Ausdruck bringen. Analog zu den haus-
haltsnahen Dienstleistungen schlagen 
wir deshalb die Einführung der steu-
erlichen Absetzbarkeit individueller 
Kulturausgaben mit einer Deckelung 
von . Euro vor. Ein solcher Anreiz 
wäre enorm hilfreich für die künstle-
rischen Produzenten, für die Kultur-
unternehmen und die öffentlichen 
Institutionen. 

Kristian Jarmuschek ist Vorsitzender 
und Birgit Maria Sturm ist Geschäfts-
führerin des Bundesverbandes 
Deutscher Galerien und Kunst-
händler

Weder die Kultur- 
noch die Wirtschafts-
politik hat bislang 
ermessen oder gewür-
digt, welch hohes 
Potenzial in der 
Kulturwirtschaft 
steckt

Die Parameter der 
Schieflage sind offenbar
Die Erwartungen von 
Künstlerinnen und 
Künstlern an die künftige 
Regierung

DAGMAR SCHMIDT

N ach oben noch viel frische Luft 
… so könnte das Fazit über die 
Kulturpolitik der Ära Merkel 

lauten. Kultur war nicht gerade ein 
Thema für angewandte Richtlinien-
kompetenz. Von manchen vermisst 
wurde eine Impuls gebende Rede zur 
Kultur. Längst müsste die Kultur ein 
eigenständiges Ressort sein, schon um 
einer Mitsprache bei relevanten Geset-
zesvorhaben willen. Nominal war aber 
der Aufwuchs der Kulturförderung in 
der staatsministerlichen Abteilung 
des Kanzleramts nicht schlecht gesi-
chert. Angela Merkel sorgte mit dafür, 
dass sich die beiden Beauftragten für 
Kultur und Medien dieser Zeit stets 
einen deutlichen Etataufwuchs auf 
die Fahnen schreiben konnten. Kul-
turstaatsminister Bernd Neumann und 
Kulturstaatsministerin Monika Grüt-
ters standen für eine pragmatische 
Kulturförderung: Bernd Neumann als 
bestens vernetzter Mann der Verwal-
tung und des Haushalts mit Faible für 
die Sparte Film, Monika Grütters mit 

profunder Kunst- und Kulturexpertise, 
die nicht nur Amt und Etat weiter ver-
größerte, sondern auch einige Brocken 
zu stemmen hatte. 

Dabei war die ö! entliche Erwartung 
gegenüber Künstlerinnen und Künst-
lern groß: Diese »leisten mit ihrer Ar-
beit einen unersetzbaren Beitrag zum 
Selbstverständnis und zur Wertedebat-
te in einer demokratischen und plura-
len Gesellschaft«. Dieses Zitat könnte 
aus der letzten Debatte zu Coronahil-
fen oder NEUSTART KULTUR stammen 

– es steht aber im Bericht der Enquete-
kommission »Kultur in Deutschland« 
aus dem Jahr  zu »Künstlerbild 
und Kreativität Anfang des . Jahr-
hunderts«. Weiter heißt es dort: »Mit 
ihren ›Angeboten‹ zur gesellschaftli-
chen Selbstvergewisserung – und das 
meint auch die von Künstlern entwi-
ckelten Verweigerungs-, Destruktions-, 
Chaotisierungs- und Reduktionstrate-
gien agieren sie in einem komplexen 

gesellschaftlichen Handlungsrahmen 
(Staat, Markt, Zivilgesellschaft). Ihre 
Arbeiten sind nicht allein nach den 
Maßgaben von E)  zienz, Produktion 
oder Einschaltquoten zu bewerten. 
Aus diesen strukturellen Nachteilen 
ergibt sich die Notwendigkeit staat-
licher Verantwortung.« (Drucksache 
/, ., S. ) 

Der Enquete-Bericht enthält viele 
gute Handlungsempfehlungen zur so-
zialen Sicherung von Künstlerinnen 
und Künstlern, zur Kulturförderpoli-
tik, zum Urheberrecht, zur kulturellen 
Bildung. Zwei Jahre später hat der BBK 
Bundesverband in seinem Symposi-
on »Mit besten Empfehlungen« die 
Umsetzung betrachtet – mit ernüch-
ternder Bilanz. Der damalige BBK-
Vorsitzende Werner Schaub forderte 
unter anderem einen »Nothilfeplan für 
kommunale Kultureinrichtungen« und 
Wertschätzung der kulturellen Bildung 
für Kinder und Jugendliche. Letztere 
kam  – allerdings nicht durch die 
Kulturstaatsministerin, sondern das 
Bildungsministerium mit dem Förder-
programm »Kultur macht stark«, das 
nun im Jahr  in die . Förderphase 
übergehen wird. Zur kulturellen Teil-
habegerechtigkeit und künftiger Kunst- 
und Kulturwertschätzung tragen viele 
professionelle Bildende Künstlerinnen 
und Künstler bei. 

Bitter war jedoch – auch für die Künst-
lerinnen und Künstler – die Einfüh-
rung des Regel-Umsatzsteuersatzes 
für den Kunsthandel im Jahr  
aufgrund einer EU-Vorgabe. Eine vom 
Bund vorgeschlagene Kompensations-
lösung lehnten die Bundesländer ab.

Glücklicherweise konnten Angri! e 
auf die Künstlersozialkasse (KSK) in 
der Ära Merkel stets abgewehrt werden, 
manche Attacke aus liberalen Kreisen 
ist keineswegs vergessen. Die KSK ist 
und bleibt zentrales Fundament einer 
sozialen Sicherung von Künstler:innen 

– sie gilt es zu schützen gegen jedes 
marktfi xierte Geschwätz. Reform heißt 
hier daher Stärkung durch eine der Le-
bensrealität angepasste Sicherung von 
Künstlerinnen und Künstler, wie es z. B.
mit der Erhöhung der Zuverdienst-
grenze anlässlich der . Corona-Welle 
geschehen ist. 

Überhaupt das künstlerische Ein-
kommen: Die regelmäßig konstatier-

te Einkommensschwäche Bildender 
Künstlerinnen und Künstler blieb 
über die  Merkel-Jahre unverän-
dert erhalten, ebenso der Gender 
Pay Gap. Aber erst in der Pandemie 
wird sie als Schiefl age erkannt. Dass 
Selbständige bei den Coronahilfen des 
Wirtschaftsministeriums nur reine 
Betriebskosten und keinen »fi ktiven 
Unternehmerlohn« beantragen konn-
ten, traf auch die Künstlerinnen und 
Künstler hart. 

Die Parameter der Schiefl age sind 
jetzt o! enbar. Aus ihnen leiten sich 
die Erwartungen Bildender Künstle-
rinnen und Künstler an die künftige 
Regierung ab: 

• faire Vergütung aller künstlerischen 
Leistungen, unter anderem durch 
die Verankerung von Ausstellungs-
vergütung in allen Förderrichtlinien 
der ö! entlichen Hand, 

• eine realitätstaugliche soziale Siche-
rung für Soloselbständige im Berufs-
leben und im Alter, z. B. durch eine 
im Mindesteinkommen angepasste 
Grundrente,

• Geschlechtergerechtigkeit statt 
Gender Pay Gap und Gender Show 
Gap, unter anderem durch die Wie-
dervergabe des Gabriele Münter 
Preises

• fi skalische Kulturförderung durch 
einen Steuerfreibetrag für Kunst 

und Kultur bis . Euro auch 
für private untere und mittlere Ein-
kommen und Wiedereinführung des 
ermäßigten Umsatzsteuersatzes für 
den Kunsthandel. 
Die von Kulturstaatsministerin 

Monika Grütters erkämpften zwei 
Milliarden für NEUSTART KULTUR 
waren bedeutend, nicht nur wegen 
des für Kulturverhältnisse atembe-
raubenden Betrags, sondern auch 
wegen ihres Muts, für die Vergabe die 
Fachverbände einzubeziehen, um die 
Künstlerinnen und Künstler, die Kul-
turakteure direkt zu erreichen – ein 
echtes Zukunftsmodell.

Mit Ungeduld sehen wir jedenfalls 
den Vereinbarungen der Koalitionäre 
und den Gesprächen mit ihnen darüber 
entgegen.

Dagmar Schmidt ist Bundesvorsit-
zende des Bundesverbands Bildender 
Künstlerinnen und Künstler (BBK)


